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Hauptsatzung der Gemeinde Schönstedt 
in der Fassung der Neubekanntmachung – bis einschließlich 15. Änderung 

 - Stand ab 23.07.2022 
 
PRÄAMBEL:… 

 
§ 1 

Name 
 

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Schönstedt“. 
 
 

§ 2 
Gemeindewappen, Gemeindeflagge, Gemeindesiegel 

 
(1) Das Gemeindewappen zeigt zwei Kreuze, ein Blatt, eine Ähre und eine blaue Wellenlinie 

(Orlbach). 
 
(2) Die Flagge der Gemeinde zeigt das Wappen der Gemeinde. 
 
(3) Das Dienstsiegel trägt die Umschrift –  
 

in der oberen Hälfte – THÜRINGEN 
 
in der unteren Hälfte – GEMEINDE SCHÖNSTEDT 

 
 

§ 3 
Ortsteile mit Ortsteilverfassung 

 
(1) Das Gemeindegebiet gliedert sich in folgende Ortsteile: 

 
1. Alterstedt, 
2. Schönstedt. 
 
Diese beiden Ortsteile erhalten eine Ortsteilverfassung gemäß § 45 ThürKO.  

 
 

(2)  Die Wahl der Ortsteilratsmitglieder erfolgt nach den folgenden Regelungen: 
 

a) Für das aktive und passive Wahlrecht finden die Bestimmungen des Thüringer Kom-
munalwahlgesetzes (ThürKWG) und der Thüringer Kommunalwahlordnung (ThürK-
WO) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend Anwendung, wobei an die Stelle 
des Begriffes “Gemeinde“ der Begriff “Ortsteil mit Ortsteilverfassung“ tritt. 
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b) Die Wahl der Ortsteilratsmitglieder erfolgt entsprechend § 45 Abs. 3 ThürKO. 

 
c) Jeder Ortsteil bildet einen Wahlkreis. Jeder Wahlberechtigte wird von der Wahl, dem 

Wahlort und der Wahlzeit schriftlich benachrichtigt sowie zum Einreichen eines 
Wahlvorschlages aufgefordert. 

 
d) Wahlvorschläge sind bis zum 14. Tag vor der Wahl schriftlich an den Bürgermeister 

zu richten. Vorschlagsberechtigt ist jeder Bürger des Ortsteils. Es können nur solche 
Personen zur Wahl vorgeschlagen werden, die Bürger des Ortsteils sind. Jeder Wahl-
vorschlag muss den Namen, den Vornamen, das Geburtsdatum und die Wohnanschrift 
der Person des Vorschlagenden und des Vorgeschlagenen einschließlich dessen Zu-
stimmung enthalten und von beiden eigenhändig unterschrieben sein. Über die Zulas-
sung des Wahlvorschlages entscheidet der Bürgermeister. Ist die Zahl der zugelasse-
nen Wahlvorschläge nicht größer als die Hälfte der gesetzlichen Zahl der Ortsteilrats-
mitglieder, so findet die Wahl nicht statt und wird neu angesetzt. 
Der Stimmzettel enthält zu jedem zugelassenen Wahlvorschlag folgende Angaben: 
Name, Vorname. Die Wahlvorschläge werden auf dem Stimmzettel in alphabetischer 
Reihenfolge nach dem Namen der Kandidaten geordnet aufgeführt. 
 

e) Die Wahl der Ortsteilratsmitglieder findet zeitgleich mit der Wahl der Gemeinderats-
mitglieder statt, wobei die verbundenen Wahlen durch einen Wahlvorstand, bei glei-
cher Wahlzeit mit andersfarbigen Stimmzetteln, durchgeführt werden. Es wird ein 
verbundenes Wählerverzeichnis geführt. 

 
f) Für die Wahl der Ortsteilratsmitglieder werden keine Wahlscheine ausgegeben, es ist 

daher auch keine Briefwahl möglich.  
 

g) Wird eine Wahl der Ortsteilratsmitglieder ohne Terminbindung an eine Gemeinderats- 
oder andere Wahl erforderlich, so ist der Wahltag durch den Bürgermeister auf einen 
Sonntag festzulegen. Die allgemeinen Fristen entsprechen denen der Kommunalwah-
len. 

 
h) Jeder Wähler hat bei der Wahl der Ortsteilratsmitglieder so viele Stimmen, wie nach § 

45 Abs. 3 ThürKO Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind. Einem Wahlvorschlag darf 
lediglich eine Stimme gegeben werden. Es sind die Bewerber gewählt, die die meisten 
gültigen Stimmen auf sich vereinen; Stimmengleichheit beim letzten Sitz im Ortsteil-
rat erfordert eine Losentscheidung, die vom Wahlleiter durchzuführen ist. 
 

i) Die Amtszeit der gewählten Ortsteilratsmitglieder beginnt am Tag nach der Wahl und 
endet mit der gesetzlichen Amtszeit des Gemeinderates. 
 

j) Der Ortsteilrat wählt aus seiner Mitte einen Stellvertreter des Ortsteilbürgermeisters. 
 
 

§ 4 
Bürgerbegehren - Bürgerentscheid 

 
(1) Die Bürger können über wichtige Angelegenheiten im eigenen Wirkungskreis der Ge-

meinde einen Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). Das Bürgerbegehren ist 
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schriftlich bei der Gemeindeverwaltung einzureichen und muss eine Person und deren 
Stellvertreter bezeichnen, die berechtigt sind, das Bürgerbegehren zu vertreten.  
Jede Unterschriftsliste hat den vollen Wortlaut des Bürgerbegehrens zu enthalten. Eintra-
gungen, welche die Person des Unterzeichners nach Namen, Anschrift und Geburtsdatum 
nicht zweifelsfrei erkennen lassen, sind ungültig. 

 
(2) Der Gemeinderat hat über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens innerhalb einer  

angemessenen Frist zu entscheiden. Erklärt der Gemeinderat das Bürgerbegehren für un-
zulässig, so hat die Gemeinde diese Entscheidung öffentlich bekanntzumachen (§ 41 Abs. 
3 ThürVwVfG).  
Hat der Gemeinderat das Bürgerbegehren für zulässig erklärt, so sind unverzüglich nach 
der Entscheidung des Gemeinderats über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens und der 
Tag der Durchführung des Bürgerentscheids öffentlich bekanntzumachen: Der Antrag des 
Bürgerbegehrens, seine Begründung, der Vorschlag über die Deckung der Kosten der ver-
langten Maßnahme, die Feststellung, daß ein Bürgerentscheid durchgeführt wird und Tag 
(Sonntag), Zeit, Ort und Raum der Abstimmung.  
 
Die entsprechende Entscheidung wird außerdem den Vertretungsberechtigten des Bürger-
begehrens bekanntgegeben.  
 
Jedem Wahlberechtigten ist die Einladung zur Abstimmung mit der Aufforderung zu 
übersenden, diese Mitteilung zur Abstimmung mitzubringen. Schriftliche Abstimmung 
per Brief – entsprechend der Briefwahl – ist zulässig. 
 

(3) Dem Bürgermeister obliegt die Durchführung des Bürgerentscheids (Abstimmungsleiter). 
Zur Feststellung des Abstimmungsergebnisses bildet er einen Ausschuss. Dieser Aus-
schuss besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzenden und vier weiteren von ihm bestell-
ten Bürgern als Beisitzer. Im Übrigen ist für die Bildung von Stimmbezirken und von Ab-
stimmungsvorständen § 5 Abs. 1 und 2 ThürKWG sinngemäß anzuwenden. 

 
(4) Es dürfen nur amtliche Stimmzettel verwendet werden. Diese müssen den Antrag im  

Wortlaut enthalten und so gestaltet sein, dass der Antrag mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet 
werden kann.  
Die Stimmabgabe ist geheim. Die Stimme darf nur auf „Ja“ oder „Nein“  
lauten. Der Abstimmende kennzeichnet durch ein Kreuz oder auf andere Weise auf dem 
Stimmzettel, ob er den gestellten Antrag mit „Ja“ oder „Nein“ beantworten will.  
 

(5) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 
 

1. nicht amtlich hergestellt ist, 
2. weder mit „Ja“ noch „Nein“ oder aber für beides zugleich gestimmt wird, 
3. mit einem besonderen Merkmal versehen ist, einen besonderen Zusatz oder Vorbehalt  

enthält. 
 
(6) Nach Beendigung der Abstimmung stellt jeder Abstimmungsvorstand für seinen Stimm-

bezirk das Abstimmungsergebnis fest.  
Das Gesamtergebnis wird vom Ausschuss festgestellt und öffentlich bekanntgemacht. 
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§ 5 
Einwohnerversammlung 

 
(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwohnerversammlung ein,  

um die Einwohner über wichtige Gemeindeangelegenheiten zu unterrichten und diese mit 
ihnen zu erörtern. Darüber hinaus ist eine Einwohnerversammlung einberufen, wenn we-
nigstens 20 v.H. der Einwohner über 18 Jahren dies unter Angabe der gewünschten Ta-
gesordnung schriftlich beantragen. 

 
(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. Er hat im Rahmen  

der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem Umfang Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben.  
Soweit dies erforderlich ist, kann der Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unter-
richtung seine Mitarbeiter sowie Sachverständige hinzuziehen. 

 
(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegenheiten bis spätestens  

zwei Tage vor der Einwohnerversammlung bei der Gemeinde einreichen.  
Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in der Einwohnerversammlung beantwortet wer-
den. 

 
§ 6 

Gemeinderat 
 

Den Vorsitz im Gemeinderat führt ein vom Gemeinderat gewähltes Mitglied, im Fall seiner 
Verhinderung dessen Stellvertreter. 
 

§ 7 
Bürgermeister 

 
(1) Der Bürgermeister wird unmittelbar von den Bürgern der Gemeinde gewählt und ist  

ehrenamtlich tätig. 
 

§ 8 
Beigeordnete 

 
(1) Der Gemeinderat wählt einen ehrenamtlichen Beigeordneten. 
 
(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Ersten Beigeordneten ver-

treten. 
 
(3) Der Beigeordnete ist für den ihm mit Zustimmung des Gemeinderates durch den Bürger-

meister übertragenen Geschäftsbereich verantwortlich. 
 

§ 9 
Ausschüsse 

 
Der Gemeinderat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben einen Hauptausschuss und weitere 
Ausschüsse, welche die Beschlüsse des Gemeinderates vorbereiten (vorbereitende Ausschüs-
se) oder aber einzelne Angelegenheiten abschließend entscheiden (Beschließende Ausschüs-
se), und bestimmt deren Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben. Nähere Regelungen trifft 
die Geschäftsordnung. 
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§ 10 

Ehrenbezeichnungen 
 

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das Wohl ihrer Einwohner 
verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern ernannt werden. 

 
(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte, 

hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ihr 
Mandat oder Amt ausgeübt haben, können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten: 

 
Bürgermeisterin oder Bürgermeister = Ehrenbürgermeisterin oder Ehrenbürgermeister 
 
Mitglied des Ortsteilrats = Ehrenmitglied des Ortsteilrats 
 
Ortsteilbürgermeisterin oder Ortsteilbürgermeister = Ehrenortsteilbürgermeisterin oder 
Ehrenortsteilbürgermeister 
 
Sonstige Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche Tätig-
keit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „Ehren-‘‘.  
Die Ehrenbezeichnung soll sich zuletzt oder überwiegend ausgeübten Funktion richten. 

 
(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vorteilhafter Weise zur Meh-

rung des Ansehens der Gemeinde beigetragen haben, können besonders geehrt werden. 
Der Gemeinderat kann dazu spezielle Richtlinien beschließen. 

 
(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und der Ehrenbezeichnung soll in feierlicher 

Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aushändigung einer Urkunde vorgenom-
men werden. 

 
(5) Der Gemeinderat kann das Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnungen wegen unwürdigen 

Verhaltens entziehen.  
 

§ 11 
Entschädigungen 

 
(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwirkung bei den Beratun-

gen und Entscheidungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse als Entschädigung: 
 
- ein Sitzungsgeld von 25,00 Euro für die notwendige, nachgewiesene Teilnahme an 

Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschusses, in dem sie Mitglied sind. Mehr 
als zwei Sitzungsgelder pro Tag dürfen nicht gezahlt werden. 

 
(2) Mitglieder des Gemeinderates, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem An-

spruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls. Selbständig Tätige erhalten eine 
Pauschalentschädigung von 8,00 Euro je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch 
Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist.  
Sonstige Mitglieder des Gemeinderates, die nicht erwerbstätig sind, jedoch einen Mehr-
personenhaushalt von mindestens drei Personen führen (§ 13 Abs. 1 Satz 4 ThürKO) er-
halten eine Pauschalentschädigung von 6,00 Euro je volle Stunde. Die Ersatzleistungen 
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nach diesem Absatz werden nur auf Antrag sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag und 
auch nur bis 19.00 Uhr gezahlt. 

 
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach dem Thüringer Reise-

kostengesetz gezahlt.  
 
(4) Für den Ortsteilbürgermeister, für die weiteren Mitglieder des Ortsteilrates und für ehren-

amtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderates sind, gelten die Regelungen hin-
sichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienstausfalles bzw. der Pauschalentschädigung und 
der Reisekosten (Abs. 1, 2 und 3) entsprechend. 

 
Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen  15 € 
Entschädigung. Die Mitglieder des Wahlvorstandes erhalten für die Durchführung der 
Wahlen am Wahltag  50 €, sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag (§ 37 Abs. 5 
ThürKWO) 15 € Entschädigung. (§ 34 Abs. 2 ThürKWG) 

 
(5) Die ehrenamtlichen Kommunalbeamten erhalten die folgenden Aufwandsentschädigun-

gen: 
 
            -    der ehrenamtliche Bürgermeister                         1.250,00 Euro/Monat 
            -    der ehrenamtliche Beigeordnete                                          200,00 Euro/Monat 
            -    der Ortsteilbürgermeister des Ortsteils Alterstedt     200,00 Euro/Monat 
            -    der Ortsteilbürgermeister des Ortsteils Schönstedt     450,00 Euro/Monat 

 
 

§ 12 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen der Gemeinde werden öffentlich bekannt gemacht durch Veröffentlichung in 

dem von der Gemeinde Unstrut-Hainich und der Gemeinde Schönstedt gemeinsam her-
ausgegebenen Amtsblatt „Amtsblatt der Gemeinde Unstrut-Hainich“. 

 
(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderates (§ 35 Abs. 6 ThürKO), der 

Ausschüsse und des Ortsteilrats werden durch Aushang an den Verkündungstafeln be-
kannt gemacht. Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des 
Gemeinderates (§ 35 Abs. 6 ThürKO), der Ausschüsse und des Ortsteilrats ist mit Ablauf 
des ersten Tages des Aushanges an den Verkündungstafeln an diesem Tag vollendet. Die 
entsprechenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am Tag nach der jeweiligen Sit-
zung abgenommen werden. Entsprechende Verkündungstafeln sind an folgenden Stellen 
angebracht: 

 
- Schönstedt - Hauptstraße 
- Alterstedt – Teichstraße 

 
(3) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder ortsübliche) Bekanntma-

chungen gilt Absatz 1 entsprechend, sofern nicht Bundes- oder Landesrecht etwas anders 
bestimmt.  
Im Übrigen findet die Thüringer Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von 
Satzungen der Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und Landkreise (Bekanntma-
chungsverordnung) in ihrer jeweiligen Fassung Anwendung. 
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§ 13 
Sprachform, Inkrafttreten 

 
(1) Die in dieser Hauptsatzung verwandten personenbezogenen Bezeichnungen gelten für 

Frauen in der weiblichen, für Männer in der männlichen Sprachform. 
 
(2) (Inkrafttreten)  
 


